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Paris, 11. August. Nach dem Journal „la France“ hätte 
Mazzini am 6. d. eine Conferenz mit Garibaldi zu Miſtretta gehabt 
und wäre Tags darauf nach Malta zurückgekehrt. 

Das „Pays“ ſagt: Wie man verſichert, werde am künftigen Frei⸗ 
tage en 8 Rede gehalten werden. 

urin, 10. Auguſt. Nach den letzten Berichten aus Palermo b 

ſich Garibaldi in Caltaniſetta. Mordini, Fabrizi und det Hebe 
waren eingetroffen. Es wird eine der Regierung feindliche Demonſtration 
vorbereitet und werden Zettel ausgegeben, auf denen: Nieder mit Ratazzi! 
Es lebe König Emanuel und Garibaldi! ſteht. Auch Journale halten dafür, 
an — das Fance Den zur Höſung der Schwierig⸗ 

9 7 8 enua hat eine friedliche Demonſtration ſtatigef a 
welcher ſich das Volk zahlreich betheiligte. f 3 


warnen 
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Preuſen. 
a Candtags⸗ Verhandlungen. 
35. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Aug.). 


Präs. Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Ur. Haus und Tribünen 
find noch gleichmäßig ſchwach beſetzt. Eine größere Zahl Urlaubsgeſuche it 
eingegangen und wird bewilligt. Am Miniſtertiſche die Herren v. d. Heydt, 
v. Dolgbrind und mehrere Regierungs⸗Commiſſare. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Vorlage, betreffend die Berg⸗ 
merts⸗Abgaben. Cs it darüber bereits das Nothwendige mitgetheilt. 
Berichterſtatter iſt der Abg. Neide. — Zur allgemeinen Debatte der Abg. 
v. Beughem, der der Regierung feinen Dank für das Geſetz ausspricht, 
obwohl dieſelbe in der That nicht weniger in dieſer Angelegenheit hätte thun 
können, als geſchehen ſei; es bleibe noch Vieles zu wünſchen. Gegenüber 
dem Abſchluſſe des Handelsvertrages mit Frankreich, dem bald ähnliche Ber: 
träge mit England, Belgien, Italien würden folgen müſſen, ſei es nothwen⸗ 
dig, daß die inländiſche Industrie nicht höher beſteuert werde, als die aus⸗ 
ländiſche. Das ſei aber der linksrheiniſchen Berginduſtrie gegenüber in der 
Bruttobeſteuerung nicht beobachtet worden. Die Bruttofteuer ſei in jeder 
Beziehung verwerflich. Die Regierung habe ſie deshalb auch nicht rationell 
zu rechtfertigen verſucht, ſie habe ſie als praktiſche Maßregel dargeſtellt. 
Könne man eine Maßregel aber praktiſch nennen, die wie ein Krebsſchaden 
an der Induſtrie nage? Man berufe ſich auf Naſſau, wo man von der 

Netto: zur Bruttoſteuer übergegangen ſei. Aber die dortigen Verhältniſſe, 
der Bergbau an der Oberfläche, die geringen Koſten alſo des Betriebes, ſeien 
ganz andere, als in den preußiſchen Weſtprovinzen; auch betrage die naſ⸗ 
ſauiſche Bruttoſteuer nicht mehr als / pCt. Und aberdem ſeien die Naſſauer 
keinesweges zufrieden mit dieſer Steuer, mit der man die Opposition über: 
liſtet habe. Vom linken Rheinufer habe ſich Niemand über die Nettoſteuer 
bellagt; die Beſchwerden von dort gingen nur darauf, daß der Erlaß von 
1 pt. der Steuer, der voriges Jahr gewährt worden, ihnen nicht vollſtändig 
zu Gute gekommen ſei, da die Geſchwornen die Erze nun höher abſchätzten. 
In dieſen beiden Thatſachen wurde der Grund der von der Commiſſion 
vorgeſchlagenen Reſolutionen (welche die Erwartung ausſprechen, daß von 
1866 an eine Netto⸗ oder Gewerbeſteuer für den Bergbau eingeführt, und 
daß in das in Ausſicht geſtellte Berggeſetz ſpezielle Vorſchriſten über Feſtſtellung 
des Werths der Bergwerks⸗Produkte aufgenommen werden möchten.] Mit 
der Empfehlung derſelben, deſonders einer Gewerbeſteuer, mit der ſich der 
Finanzminiſter ſchon früher principiell einverſtanden erklärt habe, ſchließt 
der Vortrag. 

Die allgemeine Diskuſſion iſt damit geſchloſſen. Die 88 1—3 werden ohne 
Debatte angenommen; bei 3 nimmt der Abg. Gneiſt das Wort: wenn 
en des § 4 die Herabſetzung der Steuer auf 1 % erfolge, jo würde 
Ab be Oefellihaft, z. B. die Mansfelder Gewerkſchaft, deren regelmäßig firirte 

gabe höher ſtehe, benachtheiligt ſein. Er bitte die Staatsreg. um Aus⸗ 
kunft, ob nicht ein Nachlaß an dieſer vertragsmäßigen Abgabe ſtattfinden 
werde. — Reg.⸗Commiſſar Geb. Ober⸗Bergrath Krug v. Nidda: es jeien 
gegenwärtig Verhandlungen mit der Mansfelder Geſellſchaft deshalb im 
Gange. § 4 wird einſtimmig angenommen. — Gegen 8 5, der die Aufhe⸗ 
ra ber 1 ausſpricht, die einzelne Werke genießen, erhebt ſich 
Graf Bethuſy⸗ Hue: „Zur Illustration der Sonderintereſſen, welche ſeinem 
Stande, reſp. ſeiner Partei ſo oft nachgeſagt würden,“ berichte er von einer 
Einbuße an Revenüen, die er durch die Herabſetzung der Bergwerksſteuer 
ſchon erfahren. Er klagt darüber, daß die neuen Steuern grade den ohnebin 
jo belafteten Stand der Grundbeſitzer träfen, und daß auch die neuen Bro: 
jecte, z. B. die Produktenſteuer auf Branntwein, ebendahin zielten. Man 
3 umgekehrt als der heil. Crispin, den Armen das Leder, um den Rei⸗ 
Acht chuhe zu machen. Man gebe dem, der hat, und nehme dem, der 
7 ichts hat. Wenn man den Grundbeſitzerſtand eben nur als Gewerbetrei⸗ 

enden behandeln wolle, ſo ſolle man ihn doch auch mit den andern Gewerb⸗ 
5 8 gleichberechtigt halten, und hier ſei es denn vor Allem die rechte 

Oderuferbahn, auf welche ein ganzer großer Landestheil die gerechteſten An⸗ 
ſprüche habe. — Reg.⸗Commiſſar Geh. 1 Meinecke: Der § 5 be: 
zwecke, den Hüttenbetrieb allen andern Gewerben gleich zuſtellen; das Frei- 
Allen deſſelben von der Steuer wäre eine ungerechte Bevorzugung. 8 5 
Alinea 1 wird einſtimmig angenommen, eben oXlinea 2 mit allen gegen 
eine Stimme. § 6 wird ohne Diskuſſion angenommen, ebenſo $ 7 und die 
3 Das Geſetz im Ganzen wird einſtimmig vom Hauſe ge⸗ 
; gt. 
Zu den nun Be Verhandlung gelangenden (oben erwähnten) Reſolutio⸗ 
nen nimmt das Wort der Handelsminiſter v. Holzbrinck: Die Regierung 
ſei von einem praktiſchen Standpunkte ausgegangen, indem ſie die Ermäßi⸗ 
gung der Bergwerksabgaben vorgeschlagen,. Die Schwierigkeit der Netto⸗ 
Beſteuerung liege auf der Hand, und die Regierung würde, wenn die Finanz⸗ 
lage des Staates es geſtatte, eher noch eine Herabſetzung der Bruttoſteuer 
vorſchlagen. Deshalb erkläre er ſich gegen den erſten Theil der Reſolution. 
Hinſichtlich des zweiten Theils werde die Regierung in der nächſten Seſſion 
eine Vorlage machen. — Abg. v. Beughem bezieht ſich zur Empfehlung 
der Reſolution auf ſeine Ausführungen in der General⸗Debatte. — Die Re⸗ 
ſolution wird in ihren beiden Theilen angenommen. Es ſind ferner ſechs 
biejen Gegenſtand betreffende Petitionen eingegangen, welche zum Theil, dem 
Commiſſtonsantrage gemäß, durch Uebergang zur Tagesordnnng beſeitigt, 
dem Theil, ſo weit fie über unverkürzte Forterhebung des Bergwerkszehnts 
15 die regalberechtigten Standesherren Beſchwerde führen, auf Antrag 

es Abg. v. Beughem der Staatsregierung zur Berückſichtigung überwie⸗ 
ſen werden, während die Commiſſian durchweg Tagesordn. beantragt hatte. 

Es folgt der Bericht der Finanzcommiſſion über den Geſetzentwurf betref⸗ 
sen die Aufhebung der Verordnung vom 14. April 1844, wegen periodi⸗ 

* Reviſion des Grundſteuerkataſters der beiden weſtlichen Provinzen. Die 
Haus ion empfiehlt dem Geſetzenwurf die Zuftimmung zu ertheilen; das 

genehmigt den Commiſſions⸗Antrag ohne Debatte. 
Lotterie Haus tritt hierauf in die Budgetberathung ein. Der Etat der 
beterleverwaltung pro 1862 und 63 giebt zu keiner Diskuſſion Veranlaſſung, 


die einzelnen Poſiti h : 
ofitionen werden genehmigt. Bei dem Etat der Seehandlung 
pro 1862 Pane Wort. Er wolle die Aufmerk⸗ 


| 
ſamkeit des greift der Abg. Meibauer das 


8 Hauſes für zwei ſehr erhebliche rechtliche Bedenken in Anſpruch 
ale as eine betreffe die Aare durch wen die Seehandlung bei ihren 
1820 habe echt N Die Kab.⸗Ordre vom 17, Jan. 
Vollmacht ediglich dem jetzt verſtorbenen Miniſter Rother unumſchränkte 

5 are erwaltung der Seehandlung gegeben. Dieſe für die Perſon 
ref lich Ortgebene Vollmacht ſei mit dem Tode deſſelben erloſchen. Eine 
8 nigli = as Juli 1850 ordne zwar die Vertretung von, Neuem 
ahin, daß der Präfident der Seehandlung reſp. zwei Direktionsmitglieder 
für dieſelbe zeichnen ſollen. Die Ordre ſei aber nicht publicirt, mithin — 
| auch nach einer Enti&eibung des k. Obertribunals — nicht legal verbindlich. 


verbindlich vertreten werte. 
vom 


Trotzdem ſei das k. Stadtgericht hi mint 

e . gericht Veranlaſſung des Juſtizminiſters 

angewieſen worden, nach n von N, die Eintragungen 

in das Procuren⸗Regiſter vorzunehmen. Thatſächlich ſeien alſo der Präſident 

ee eg nicht nur Procuriſten der ng 2 
A aftung aates i : molung ſogar Pro 

curiſten des Staats. für die Geſchäfte der Seeha g ſog : 


Das andere Bedenken ſei dahin gerichtet, daß mit dem Falle des abſolu⸗ 
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Vierteljährlger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, % 
Porto 2 Thlr. 11 Sgr. Juſertionsgebühr für den Raum einer 
fünftheitigen Zeile in Petüſchrift 1½ Sgr. , 
Nr. 372. Mittag Ausgabe, | 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. ten Staats die in Nr. 5 der Kabinetsordre vom 17. Januar 1820 enthal⸗ 


Zeit 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


ll 1 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 12. Auguſt 1862. 


tene unumſchränkte Garantieleiſtung für die Operationen der Seehand⸗ 
lung. angeſichts der Artikel 103 und 109 der Verfaſſung gefallen ſei. Denn 
jene Ordre ſei ein Finanzgeſetz, welches dem Wortlaut und dem Geiſte der 
Verfaſſung durchaus zu widerlaufe, mithin nach Artikel 109 nicht mehr ge⸗ 
ſetzliche Kraft habe. Die geſetzliche Regelung der Sache ſei biernach gebo⸗ 
ten; dieſe könne nur darauf gerichtet werden, das Inſtitut ſelbſt aufzuhe⸗ 
ben. Denn es ſei das Beſtehen eines vom Finanzminiſter abhängenden 
Inſtituts, das berechtigt ſei, den Staat in infinitum zu belaſten, durchaas 
unvereinbar mit dem Finanz⸗Controlrecht Landesverwaltung, deren wichtig⸗ 
ſten Rechte unter Umſtänden durch ſolches Inſtitut vollſtändig varalyſirt 
werden könnten. Allerdings ſei die Einnahme von 400,000 Thaler und pro 
1862 500,000 Thaler zu beachten. Aber nach den Erklärungen der Staats: 
Regierung ſeien ja unſere Finanzen ſo blühende, daß dieſe Summe entbehrt 
werden könne. Im Uebrigen dürften ſo wichtige Rechte uns nicht für 
Millionen feil ſein. Er wolle jedoch für jetzt keinen bezüglichen Antrag 
ſtellen, damit das Haus feine Kraft lediglich aufipare zur Erledigung der 
Militärfrage, von deren verfaſſungsmäßiger Löſung es abhänge, ob wir aus 
dem Scheinkonſtitutionalismus heraus ſcien oder nicht. 

Regierungs⸗Commiſſar: Die von dem Vorredner ausgeführten 
Anſichten ſeien bereits in der die beantragte Procura⸗Eintragung zurück⸗ 
weiſenden Verfügung des Stadtgerichts enthalten und durch die Verfügungen 
der oberen Inſtanzen erledigt. Die Ernennung des Geſchäftsführers hätte 
in jeder beliebigen Weiſe erfolgen können, und der Staat leiſte Garantie 
nicht für die Geſchäfte einer Perſon, ſondern für die Geſchäfte des Inſti⸗ 
tuts. Dieſe Garantie ſei bei der Vermögenslage der Seehandlung thakſäch⸗ 
lich nur eine nominelle und ſei nicht mehr von Gewicht. Es ſei übrigens 
ein Irrthum, die Vertreter der Seehandlung als Procuriſten aufzufaſſen; 
ſie hätten weitergehende Rechte, fie ſeien Staatsbeamte. 

Abg. Meibauer: Wenn der Staat nicht zu gut ſei, Handelsgeſchäfte 
zu treiben, ſeien ſeine Geſchäftsführer auch nichts anderes, als Procuriſten. 

Abg. Riemann: Die Ausführung des Regierungs⸗Commiſſars, die Ga⸗ 
rantie des Staates ſei eine nominelle, ſei nicht richtig; dieſelbe könne ſehr 
bedeutend werden, wenn einmal an der Spitze des Staates ein Mann ſteden 
follte, der des Vertrauens nicht würdig ſei, der die ihm gegebene Macht 
mißbrauchen ſollte. 

Abg. v. Hoverbed: Er hoffe, daß die nach der Erklärung des Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſars unnöthige Staatsgarantie nun auch recht bald aufge: 
hoben werden möge. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der erſte Redner habe darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Seehandlung Anleihen aufnehmen könne, er müſſe dagegen 
auf die ausdrücklichen Verfaſſungsbeſtimmungen hinweiſen, wonach Anleihen 
nur mit Genehmigung der Landesvertretung abgeſchloſſen werden dürfen. 
Was die Stellung der Miniſter betreffe, ſo habe dieſe ſtets nur in der Ober⸗ 
aufſicht beſtanden, auf die einzelnen Geſchäftte hätten fie ſich niemals einge⸗ 
laſſen, ſondern dieſe ſtets der General⸗Direction überlaſſen. Der jedesmalige 
Chef der Seehandlung werde darüber wachen, daß die Geſchäfte ſolide ge⸗ 
führt würden, daß die Garantie des Staates von keiner Bedeutung ſei, alle 
gewagten Geſchaͤfte würden vermieden. 

Abg. Meibauer: Wenn nicht die Anleihe ſelbſt in aller Form, ſo könne 
doch der Miniſter mittelſt der Depoſita der Seehandlung ſich die beliebigen 
Summen verſchaffen. 

Der Finanzminiſter entgegnet mit einigen Worten, womit das Thema 
verlaſſen wird. Die betreffenden Poſitionen werden ohne Anſtand genehmigt. 

Man geht zum Etat der Staatsſchuldenverwaltung und gelangt 
dabei zu der Convertirungs⸗Angelegenheit. „Die Commiſſion beantragt zu 
erklären: Die Staatsregierung ſei verpflichtet, bei künftigen Converti⸗ 
rungen vorher die Genehmigung des Landtags einzuholen. 

Abg. v. Vincke (Stargardt): Wenn es richtig ſei, daß aus dieſer Ope⸗ 
ration ein erheblicher Gewinn für Bank und Seehandlung ſich ergeben habe, 
fo ſei es wichtig zu wiſſen, wie viel davon auf Bank, wie viel auf See⸗ 
handlung falle, da der Gewinn der letztern ungetheilt dem Staate zufließe. 
Das ſei um ſo wichtiger, da die Bank im vorigen Jahre, trotz weit größer 
ren Betriebsfonds, ſchlechtere Erträge nachgewieſen habe, als die Seehand⸗ 
lung. Vielleicht ließe ſich deshalb darauf Ichliehen, daß es gut ſei, beide 
Inſtitute in die Hand eines Miniſters zu legen. Die Rüge der Commiſſion 
gegen die Operation des Herrn Miniſters könne er deshalb noch nicht billi⸗ 
gen, noch weniger den Antrag, daß derartige Convertirungen vorher von 
den Kammern gebilligt ſein müßten. In der Verfaſſungs⸗Urkunde ſei das 
nicht begründet; es bedürfe nur der nachträglichen Genehmigung der aus 
der Maßregel erwachſenen Koſten, welche nicht einmal als Etat⸗Ueberſchrei⸗ 
tungen zu betrachten ſeien. Wollte man jene vorgängige Billigung zur 
Regel erheben, ſo würden ſolche Operationen unmöglich. Man berufe ſich 
mit Unrecht auf das Beiſpiel Frankreichs. Dort ſei gleichzeitig die Staats⸗ 
ſchuld vermehrt worden und außerdem ſei dem Miniſter Fould mißlungen, 
was dem Miniſter v. d. Heydt gelungen, und einer gelungenen Operation 
gegenüber hätte man doch keinen Grund, einen Riegel vorzuſchieben. 

Der Finanzminiſter: Er müſſe Namens der Regierung ausdrücklich 
Einſpruch erheben gegen die von der Commiſſion beantragte Reſolution, 
nämlich dagegen, ihr neue Verpflichtungen aufzulegen, ſoweit ſie nicht be⸗ 
reits durch Verfaſſung und Geſetz verpflichtet ſei. Die Verfaſſung fordere 
die Genehmigung der Landesvertretung für Anleihen; das Geſetz habe aber 
nichts über den Zinsfuß ſtipulirt, deſſen Feſtſetzung vielmehr der Regierung 
überlaſſen. Dabei ſei eine ſtärkere Amortijation, alſo auch das Recht det 
Kündigung ihr vorbehalten worden. Die Commiſſton habe anerkannt, daß 
die Kündigung vorbehalten und zuläſſig, daß die Operation gelungen und 
vortheilbaft ſei; auch gegen Zahlung der 


Convertirungsprämie habe ſie nichts 
zu erinnern gehabt. Dagegen verlange die Commiſſion, daß die Genebmi⸗ 
ung zu derartigen Operationen in Zukunft im Voraus nachgeſucht werden 
olle, weil die Genehmigung der Landesvertretung zu allen Ausgaben er⸗ 
forderlich ſei und weil daraus moͤglicherweiſe erhebliche Verlegenheiten ent⸗ 
ſtehen könnten. Es ſei zwar anzuerkennen, daß die mit der Zinsreduction 
verbundene Kündigung zu Verlegenheiten führen könne, wenn die Umſtände 
ſich dergestalt ändern, daß dieſelbe nur mit großen Nachtheilen auszuführen 
iſt. Früher habe man ſolche Reductionen ausgeführt, ohne daß die Staats- 
regierung ſich mit hinreichender Deckung verſehen habe, — und ein derarti⸗ 
ger Fall ſei in der Commiſſion angeführt worden; in dieſem Falle habe es 
aber rathſam geſchienen, eine Garantie gegen mögliche unvorhergeſehene Er⸗ 
eigniſſe durch die Betheiligung der Bank und der Seehandlung zu geben. — 
Schon in ſeiner früheren Stellung als Handelsminiſter habe er ſeinen Amts⸗ 
vorgänger darauf hingewieſen, daß der Zeitpunkt für eine Reduction ſehr 
günſtig ſei, daß es im Intereſſe der Eiſenbahn⸗Verwaltung liege, zu reduci⸗ 
ren, und daß die Bank zur Uebernahme eines Theils der Garantie bereit 
ſei. So ſei denn in einer noch am Tage der Uebernahme ſeiner jetzigen 
tellung ſtattgefundenen Conferenz unter Zuziehung der Staatsſchulden⸗ 
ommiſſion und der Vertreter der Seehandlung und der Bank die Conver⸗ 
tirung beſchloſſen worden. Wenn Herr v. Vincke beiläufig den verhältniß⸗ 
mäßig geringen Ueberſchuß im Geſchäftsbetriebe der Bank gegenüber dem 
von der Seehandlung erzielten hervorgehoben habe, jo ſei das im Allgemei⸗ 
nen leicht erklärlich, da die Bank mit Rückſicht auf die große Summe ihrer 
in Cours befindlichen Banknoten, zu deren Einlöſung fie jederzeit bereit fein 
müſſe, von anderen Grundſätzen der Geſchäftsführung auszugehen habe, als 
die Seehandlung; dennoch habe gerade in dieſem Falle die Bank mit Zu⸗ 
ſtimmung ihrer Vertretung eine größere Summe in Effecten angelegt. 

Die gemachte Operation habe weſentlich eine Erſparniß bezweckt und 
erreicht; es werde aus der Verf. nicht dedueirt werden können, daß auch 
dazu eine vorherige Genehmigung des Landtages erforderlich ſei. Wenn 
etwa angeordnet worden, daß nach zwei Jahren 4 procentige Zinscoupons 
ausgegeben werden ſollten, würde es wohl Niemandem eingefallen ſein, da⸗ 
gegen zu proteſtiren; ſolle nun etwa aus der gewählten, noch vortheilhafte⸗ 
ren Form Einspruch erhoben werden? Wenn etwa behauptet werde, vor 
der Ausgabe niedrigerer Zinscoupons ſei die Landesvertretung zu befragen, 
fo müſſe er derſelben das Recht ausdrücklich beſtreiten. — Wenn man an 
nehme die Finanzverwaltung ſei nur ein Bevollmächtigter der Landesver⸗ 
tretung, ſo ſei doch nach den Beſtimmungen des Landrechts bei vortheilbaf⸗ 
ten Operationen, welche der Vollmachtgeber nicht acceptiren wolle, dieſer 
nur berechtigt, dem Bevollmächtigten die Vortheile gegen Erſtattung der 
Koſten zu überlaſſen. — Da es ſich hier um eine Erſparniß bandle, könne 
nicht zugegeben werden, daß das Abgeordnetenhaus die Regierung für ver⸗ 
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pflichtet erkläre, die Genehmig 
eg. 
wie die jetzt ausgeführte, 1 0 j 
vertretung vorzunehmen, und ſie werde ruhig abwarten, ob die Landesver⸗ 
tretung jemals in der Lage ſein werde, dieſelben zu conteſtiren. Er bean⸗ 
trage deshalb, den Antrag der u abzulehnen, 


Staatsregierung berechtigt wäre, Erſparniſſe eintreten zu laſſen, ohne 
ſtimmung der Landesvertretung. Es handle ſich hier nicht um einen augen⸗ 
blicklichen Gewinn, 
betrachtet werden, 
theil für den Staat herbeigeführt 
der Fall, denn der Schritt könne 
im höchſten Grade zu gefährden. 
Staate auferlegt werde, e g 
Die Convertirung ſei nichts anderes, als eine Kündigung; dazu feien aber 
bedeutende Gelder zur Auszahlung erforderlich, und dieſe mußten von der 
Landesvertretung bewilligt werden, \ 
fei in dieſem Augenblide noch gar nicht zu überſehen; die Seehandlung und 
die Bank feien nicht im Stande, die übernommenen Papiere ohne Verluſt 
an den Markt zu bringen, und wenn dies der Fall ſei, 
erhebliche Verluſte erleiden. 

die Operation gelungen ſei. 
miſſionsantrag anzunehmen. N 
Abg. v. Vincke geſtellte Amendement: „Das Haus wolle erklären, daß die 
königl. Staatsregierung nach ausdrücklicher Beſtimmung der Verfaſſung ver⸗ 
pflichtet ſei, bei Convertirung von 
desvertretung dann nachzuſuchen, 
verbunden ſei“, 


Die Bank ſei ht i j 
die Bank⸗Ordnung ſei nicht überſchritten, und der Vorwurf ſei deshalb ein 


ung in Zukunft im Voraus nachzufuchen Die 
erkläre ſich im Gegentheil ausdrücklich für berechtigt, Zinsreductionen, 
auch in Zukunft ohne Genehmigung der Landes⸗ 


er Miniſter habe behauptet, daß die 


Ab. v. Hennig (Straßburg): 
Zu⸗ 


ſondern es müſſe die Sache von dem Geſichtspunkte aus 
ob überhaupt das ganze Geſchäft einen dauernden Vor⸗ 
babe. Nach ſeiner Anſicht ſei dies nicht 
nur dazu dienen, den Credit des Staates 
Jede finanzielle Verpflichtung, welche dem 
bedürfe der Genehmigung der Landesvertretung. 


Wie das Geſchäft ſich entwickeln werde, 


ſo würde der Staat 
Man könne alſo noch gar nicht behaupten, daß 
Das Haus hade alle Veranlaſſung, den Com⸗ 
— Der Präſident verlieſt folgendes, vom 


Staatsanleihen die Genehmigung der Lan⸗ 
wenn damit eine Belaſtung des Staates 
und ſtellt daſſelbe zur Unterſtützung, welche ausreichend iſt. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Einen Beweis, daß Nachtheile aus der Ope⸗ 
ration entſtanden ſeien, habe der Vorredner nicht geführt. Ueber die Be⸗ 
hauptung, daß der Staatscredit Einbuße erlitten, daß die preußiſchen An⸗ 


leihen nicht ins Ausland geben, erlaube er ſich ein beſſeres Urtheil. Die 
vom Vorredner angeführte Zinserhöhung, 


die früher nach einer Reduction 
eingetreten, habe in allgemeinen Verhältniſſen ibren Grund und könne jetzt 
allenfalls auch wieder eintreten. Er ſchließe aus den Offerten, die dem 
Staate von Banquiers gemacht, vielmehr auf Erhöhung des Staatscxedits. 
— Abg. v. Vin cke: Auch er glaube allerdings, daß das ſchließliche Reſul⸗ 
tat der Operation noch nicht zu überſehen ſei, aber er beitreite, daß der 
Staatscredit gelitten. Möge der Abg. v. Hennig beweiſen, daß die Staats⸗ 
papiere auch nur um % Procent in Folge dieſer Operation geſunken! Der 
Miniſter habe mit Recht es wahrſcheinlich unter feiner Würde gehalten, auf 
den Vorwurf zu antworten, daß die Zinſen der preußiſchen Anleihen wegen 
ſchlechten Staatscredits höher normirt werden müßten, als anderswo; es ſei 
nicht gut gethan, wenn der Staatscredit innerhalb der Landesvertretung in 
diefer Weiſe beeinträchtigt werde. (Bravo auf der Rechten). Der Redner 
wendet ſich hierauf gegen das nach ſeiner Meinung fehlerhafte Verfahren 
der Bank bei Feſtſetzung des Discont, woraus ſich das ſchlechtere Geſchäft 


der Bank erkläre. — Sein Antrag ziele auf das I Procent Proviſion, das 
der Miniſter für die Convertirung bewilliget, 


und in Bezug auf dieſe ſei 
allerdings die Genehmigung der Landesvertretung nachzuſuchen. Gegen den 


Proteſt des Hrn. Finanzminiſters ſetze er zur Wahrung der Rechte der Lan⸗ 
desvertretung ſein Amendement. 


Finanzminiſter v. d. Heydt: Die gegenwärtigen Bemerkungen des Vor⸗ 


redners ſcheinen mit ſeiner erſten Rede nicht in Einklang zu ſtehen (Heiterkeit). 


gar nicht in der Lage, die Effekten jetzt veräußern zu müſſen: 


Der Abgeordnete habe über den Zinsfuß der Bank 
geſprochen; die Seehandlun koͤnne discontiren wie ſie wolle, die Bank 
müſſe ihren Zinsfuß vorher ſeſtſellen. Die Bant jet ver Anſicht, daß es im 
allgemeinen Intereſſe liege, wenn ſie ihren Zinsſuß nicht herabſetze. Ein 
Vorwurf für die Bank liege darin nicht. b 

Abg. Schulze (Berlin): Die Reſolution beruhe auf ſehr einfachen Er⸗ 
wägungen. Eine ſolche große Operation könne gelingen, aber auch leicht 
mißlingen. Die Reſolution wolle kein neues Recht für die Landesvertretung 
ſchaffen, ſie wolle das Haus nur in die Lage fegen, ungünſtige Operationen 
abzulehnen; die Reſolution wolle dem Hauſe fein verfaſſungsmäßiges Recht 
wahren. Der Antrag v. Vincke ſtelle die Sache hypothetiſch hin, und das 
ſei unmöglich, weil man den Erfolg nicht vorherſehen könne, und weil die 
Regierung, wenn fie wüßte, die Operation würde ungünſtig ausfallen, die⸗ 
ſelbe nicht vornehmen würde. Die Regierung konne auch nach der An⸗ 
nahme der Reſolution einſeitig vorgehen, wenn ſie die Verantwortlich⸗ 
keit übernehmen wollte; er habe aber in den Ausführungen des Finanzmi⸗ 
niſters keine beſtimmte Anerkennung der Verantwortlichkeit gefunden. Es 
handle ſich um eins der Hauptrechte der Landesvertretung, welches auch der 
Abg. v. Vincke anerkannt habe, und deshalb empfehle er die Annahme des 
Commiſſions⸗Antrages. 

Der Finanzminiſter: Er halte die Regierung immer für verpflichtet, 
ſich zu verantworten, wenn die Operation angefochten werde. Es komme 
aber darauf an, was man unter „verantworten“ verſtehe (große Heiterkeit); 
er habe ſchon vorber ausgeführt, aus welchen Gründen er das Recht der 
Landesvertretung bei Erſparniſſen nicht anerkennen könne. Wolle man un⸗ 
ter der Verantwortung verſtehen, daß der betr. Miniſter im Falle eines 
Mißlingens einer Operation die Koſten tragen ſolle, jo müſſe er gehorſamſt 
bitten, ihn davon zu entbinden (Heiterkeit). 

Abg. Kühne: Dem Wunſche des Abg. Schulze, daß ſämmtliche liberale 
Fractionen in ihrem Urtheile in dieſer Sache einig fein möchten, würde ge: 
nügt werden können, wenn aus dem Antrage der Commiſſion nur das Wort 
„vorher“ geſtrichen werde. 

Abg. Behrend (Danzig): Den Satz, 
gefährdet ſei, habe der Abg. v. Hennig nicht ausgesprochen; er halte es aber 
für Pflicht eines Landesvertreters, ſeine warnende Stimme zu erheben, wenn 
eine Gefahr drohe. (Bravo links.) Und die Majorität preußiſcher Ban⸗ 
quiers ſei der Meinung, daß wiederholte Convertirungen preußiſcher Papiere 
den Staatscredit untergraben würden, in ſofern man dann nicht Luſt haben 
werde, ſich im größeren Belaufe bei Anleihen zu betheiligen, deren Zins 
nicht mehr conſtant ſei. Zur Sache ſelbſt bemerke er, daß die Finanzver⸗ 
waltung ſich in ſofern zu decken verſucht habe, als ſie den möglichen Aus⸗ 
fall auf zwei andere Inſtſtute übertragen babe, von denen das eine unter 
dem Finanzminiſter ſtehe. (Hört! hört!) Die beiden Inſtitute hätten noch 
keinen Pfennig in Händen, 
in der Lage, gegenwärtig 


ganz ungerechtfertigter. 


gend, wünſche er ebenfalls eine Uebereinſtimmung ſämmtlicher liberaler 
Fractionen, und dieſe werde herbeigeführt werden, dadurch, 
Amendement v. Vincke das Wörtchen vorher eingefügt werde. 

Finanzminiſter v. € 0 
tenden Geldmänner die Zinsreduction für bedenklich erachteten; dies würde 
an und für ſich noch nicht entſcheidend fein; dem ſtehe aber auch entgegen, 
daß bedeutende Geldmänner die Zinsreduction ausdrücklich empfohlen hätten. 

Abg. v. Hennig (Straßburg: Wenn der Abgeordnete für Stargard 
feine Deductionen widerlegen wolle, jo bitte er ihn, doch genau zuzuhören. 
Er habe geſagt, die preuß. Staatspapiere ſtänden ſeiner Anſicht nach nicht 
fo hoch im Courſe, als je nach der Sicherheit, die ſie bieten, ſtehen ſollten. 
Von einem Mißcredit preußiſcher Papiere habe er nicht geſprochen. Auch 
der Finanzminiſter babe ſeine Worte nicht genau aufgefaßt und ihm Ge⸗ 
danken unterlegt, die er nicht ausgeſprochen. Nicht 25 augenblickliche Vor⸗ 
theile komme es bei Finanzoperationen an, ſondern auf ihren Vortheil für 
che. des Staats; deshalb halte er die Zinsreduction nicht für vor⸗ 
theilhaft. 

Abg. Schulze (Berlin) conſtatirt, daß die letzte Antwort des Finanz⸗ 
minifters eigentlich jeine Nichtverantwortlichkeit herſtelle; gerade deshalb habe 
die Landesvertretung alle Veranlaſſung, beſonderes Gewicht auf die vor⸗ 
herige Zuſtimmung zu legen (Bravo). Zu der vom Abg. Kühne befür⸗ 
N des Rechts auf eine Indemnitätsbill bedürfe es keiner 


Abg. Reichenheim: Die Convertirungsmaßregel könne durchaus nicht 
als eine gelungene bezeichnet werden. Jetzt habe die Seehandlung die Ver⸗ 
pflichtung, alle an der Börfe vorkommenden Papiere der 


d. Heydt: Der Vorredner habe gejagt, daß die bedeu⸗ 


daß der Credit des Staats bereits 


und weder die Seehandlung noch die Bank jet i 
h ſchon abzuſchließen. Die Operation könne alfo 
noch gar nicht als eine gelungene bezeichnet werden. Die Reſolution anlan⸗ 


daß in das 


betreffenden Art 


re geruht; Dem Vice⸗Conſul Wiechers zu Altona den koniglichen 


Majeftät die Königin haben in treuer Pflege Allerhöͤchſtihrer ge-J war gutes Detailgeſchäft zu etwas höheren Preiſen. Mahlgerſte einen 


liebten Tochter geſtern um ſo lebhafter die allgemeine Freude ge⸗ . a e ae d ee Sa de Weizen 


theilt, als die Entbindung der Frau Großherzogin eine zwar zz f verändert, Terminroggen flauer. Raps October 
glückliche, aber ſchwere geweſen iſt. Die hohe Mutter und neu⸗ 1e, oben 7854. Rüböl Herbſt 45%. i 


geborene Prinzeſſin befinden ſich heute den Umſtänden nach wohl. Im - - - — 
Laufe des Tages hat Ihre Majeſtät die Glückwünſche der großherzog⸗ Berlin, 11. Aug. Die Verwickelungen in Italien ſteigern ſich, ihrer 
i überſteigliche Schwierigkeiten entgegen. 
en el . * en e n Die Wolke cena l alerdings 5 Ar Aue Krit von längerer Dauer 
Stadt waren feſtlich geſchmückt. rechnet, ſieht ſich doch in eine ſchwankende Haltung gedrängt. Sie wagt 
Deutſchland. nicht, ſich irgend einer Richtung mit Eniiiebenbeit an l Anf st 
e bei Diefer Dnentfölsfenpeit Der Bär ei 
gendes Amneſlie⸗Reſkript. „Friedrich . Wir haben Uns nach eben fo lebhaftes als an Schwankungen reiches Geschäft. Dieſen Charakter 
Anhörung Unſeres Staatsminiſteriums bewogen gefunden, allen Civil- hatten die 175 allerdings meiſt in ſolchen Effekten, welche mit den durch 
iſſe 


und Militärperfonen, welche wegen politiſcher und nicht zugleich wegen] die Greigniffe unmittelbar berührten Börſen in näherem Zuſammenhange 
iner i i ehen, alſo in öſterr. Credit, in Lombarden, daneben aber auch in einigen 
ee eee eee eee eee eee ene — W ere Sbianen: beſonders in manchen ſchweren Eiſenbahnaktien, 


Strafe in Gnaden nachzulaſſen. Gegeben zu Karlsruhe, den 7. Aug. l kat, Oberſchleſiſchen, Anhaltern, Bergiſch⸗Mätkiſchen und 
1862. Friedrich. Stabel. Ludwig. Nüßlin. A. Lamey. Vo⸗ n und Nordbahn. Nach ſehr flauen Eröffnungscourſen 


gelmann. Weizel. Roggenbach.“ ftellte ſich Begehr ein, der gegen Ende der Börſe etwas Feſtigkeit zurüdgab, 
i i ohne aber zu verhüten, daß der eigentliche Börſenſchluß wieder etwas matter 
e a een ML 55 "Die Fah der erſten Börſenſtunde war übrigens einer Panik nicht 


zu Thätlichkeiten über.] Der Paſtor Baurſchmidt aus Lüchow x Id war knapper, fo daß ſelbſt feine Briefe, wenngleich 
war von dem kgl. Conſiſtorium zur Vernehmung über eine von ihm nicht e ee nicht unter 3% 6t zu laſſen waren. (B.⸗ u. H.⸗Z.) 
veröffentlichte Broſchüre gegen den neuen Katechismus hierher beſchieden⸗ : : T Eu. VERS 


zu kaufen, um den Cours pari zu halten. Das ſei krine glückliche Opera⸗ 
tion. — Wenn die Geldmänner die Operation unterſtützten, wie der Mini⸗ 
ſter meine, jo geſchehe das, um Proviſionen zu verdienen. — Wenn die 
Landesvertretung die Convertirung gebilligt hätte, brauchte man die Seehand⸗ 
lung und die Bank nicht; dann würde das Publikum ſelbſt die Convertirung 
übernehmen, Er bitte, dem Commiſſions⸗Antrage die ungetheilte Zuſtim⸗ 
* zu geben. 
er Finanzminiſter: Die Finanzverwaltung könne es niemals für 
förderlich erachten, die Genehmigung zur Convertirung vorher einzuholen; 
der dadurch nöthige Zeitaufwand würde die Maßregel ſelbſt illuſoriſch machen. 

Der Schluß wird beantragt und angenommen. — Der Berichterſtatter 
Abg. Tweſten vertheidigt den Commiſſions⸗Antrag; das Vinckeſche Amen⸗ 
dement wird abgelehnt (dafür nur die Fraktion Vincke, einige Mitglieder der 
kathol. Partei, der Abg. Stavenhagen). Der Antrag der Commiſſion wird 
mit ſehr großer Majorität angenommen. (Nur die Fraktion Vincke und 
einige Mitglieder der Fraktion Reichenſperger dagegen) 

Der 12. Jahresbericht der Staatsſchulden⸗Commiſſion und der Gewinn⸗ 
Kerr a ee Bank werden ohne Discuſſion, den Comm.⸗Anträgen 
gemäß erledig e 

Es folgen Petitionsberichte der Gemeinde⸗Commiſſion. In der erſten 
Petition beantragen Magiſtrat und Stadtverordnete zu Bielefeld die Aufhe⸗ 
bung des Art. XIV. der Inſtruktion zur weſtfäliſchen Städte⸗Ordnung und 
auf eine event. Declaration des § 76 der Städte⸗Ordnung hinzuwirken. Die 
Gemeindecommiſſion beantragt: „die Petition, ſoweit ſie ſich auf Abände⸗ 
rung der Beſtimmung des Art. XIV. der Inſtruklion bezieht, wonach die 
Berichte der weſtfäliſchen Städte von mehr als 10,000 Einwohnern zuvor 


an die königl Regierungen zu richten, oder durch die Landräthe einzureichen ; N 5 7 er ai 
find, der Stantsregierung zur Derhäfichtigung su Abermeifen” keien worden. Diefe Bernehmung Hülle eee ee ik Bade Berliner Börse vom II. August 1862. 

Der Miniſter Graf Ibenpligz iſt inzwiſchen eingetreten.) erreicht. Nach der „Zeitung für Nordd.“ war die Theilnahme der N 

er Regierungs⸗Commiſſar erklärt, daß die Staatsregierung be⸗ Bevölkerung für Baurſchmidt bis zu feinem Abſchiede in ſtetem Wach⸗ Fonds- und Geld- Course. 


abſichtige, in der nächſten Seſſion eine allemeine Städte⸗Ordnung vorzule⸗ ſen begriffen, und die ihm dargebrachten Ovationen gewannen amiletz⸗] Freiw. Staats-Anleihe fd 101 2% G. 


Kind 9 1 Diskuſſion erhebt ih nicht; der Commiſſions⸗Antragſ ten Tage ſeines Hierſeins einen noch lebhaftern großartigern Charakter, lo 54 58, 86, 57 4% 0, b S 
Drei Eingeſeſſene der Landgemeinde Laer beſchweren ſich über ungejeb: als an den früheren. Auf feinem Gange nach dem Conſiſtorium trug di 1850 5 104 pe. . ee eee 

liche Vorkommniſſe und Willkür. Dieſe betreffen die Wiederwahl des Land: ihm ein kleines Mädchen einen Lorberkranz, Geſchenk einer Dame, u dito Prior P. — |,# [97 B. 

wirths Bonnermann als Vorſteher der Gemeinde. Die Commiſſion dean⸗ voran, andere fireuten ihm Blumen. Angeſehene Bürger bildeten ein | Bräm-Anleihe 7 1855 1 108 C. 25 {at gg De 40 1 


tragt Tages⸗Ordnung. — Abg. Dr. Becker (Dortmund) begründet die Be 
ſchwerde, indem er verſchiedene Details mittheilt, welche bei der betreffenden 
Wahl vorgekommen ſeien. 

Der Miniſter des Innern v. Jagow erklärt, daß die Staatsregierung 
von der Petition keine Kenntniß habe, daß die Petenten ihre Beſchwerden 


Pommersche q 3½ 01% bz. Rheinische 
menge in einem langſamen feierlichen Zuge. Auf dem Markte wurde Er 
8 3% 99 ba. dito III. Em...) — 1411994 ba. 
vor der Wahl hätten anbringen ſollen und nicht, nachdem dieſelbe voll⸗ Ar 


G. — 
Spalier. Zum Bahnhofe, nach welchem er in dem Wagen ſeines] (Kur-u. Neumärker|s! 10 6, be Oppein-Tarnow, ; 1 
— 4 
dito neue. 4 101% bz. dito (St.) Pr. — 4 
lten, die Pferde mit n, der Wagen mi = 
der Wagen angehalten, die Pferde mit Kränzen, der Wagen mit Blu alto e nm. „dito A. Em... | 


Gaſtfreundes Schulz fuhr, begleitete ihn eine zahlloſe Menichen: |$ Pommersche e 
Poset sche 4 104% G. dito Prior .... 
men geſchmückt. Herzlich war der Abſchied. Stets wiederholte Lebe: Sulnleatiichet.. 25: 30% 9300 in. BR e 


Pfandbriefe 


Fe nn 


Div.] Z. 
1861| F. 
Oberschles. B...| 75/3 ½135½ br. 
dito 2. 


zogen war, da jetzt nichts mehr zu ändern ſei. Die Tages⸗Ordnung wird hochs bezeugten dem Gefeierten und bis zu Thränen Bewegten, die [e (Kur-u. Neumärker] 4 lat G. Starg.- Posener 4 % 104% a ½ bz. 
mage nach iti i Shall . r hieſigen Sedan Die sn die ihn davon [= Fee 22a bey 6 Winelee Bahn. > Sb 

„Die nächſte Petition behandelt folgenden Fall: Der Pfarrer Deutz zu] Theilna er diente 8. 5 2 Irie 4 1 8. n eee 
Wiſſen hat ohne Zuſtimmeng der Gemeinde bauliche Aenderungen im Pfarr⸗ führte, wurde gleichfalls feſtlich geſchmückt. — Ueber die Vernehmung 3 Westf. u. Rhein..| 4 [9% br. dito UL Em. | = 4 — — 
hauſe vornehmen laſſen und die Gemeindekaſſe auf Anweiſung des Land: vor dem Gonfiftorium hort die „Ztg. f. Nordd.“, daß Baurſchmidt . Ke EB Abo A 4400 3 
raths die Koſten dafür zahlen müſſen. Beſchwerden ſind nutzlos geweſen. jede ſofortige Einlaſſung abgelehnt, dagegen ſich bereit erklärt hat, den | Louisdor...... . 109% 6. — — 


Die Commiſſion beantragt motivirte Tagesordnung, weil von allen Seiten Goldkronen .J. 6% G. Preuss. u. ausl. Bank-Actien. 


N h : : i ittelnden einzelnen Beſchwerdepunkten durch eine ſchriftliche 

gefehlt zu fein ſcheine und der Gemeinde der Rechtsweg zum Theil offen ſtehe. ibm zuzumitteln f ; Div.) Z- 

A . Meibauer hat beantragt, die Petition der Staatsregierung zur Rechtfertigung zu begegnen. Das Conſiſtorium hat Baurſchmidt nad) 8 1 8 ee on nt 
an 10 u Te der Pede W * a gleichen 105 dieſer Erklärung ate e ſich weitere Entſchließungen vorbehaltend. dito ddr Pr-Anl....| 4 607 P Berl. Hand.-Ges. | 5 | 4 |92 ben. d. 
in Bezug auf den Theil der Petition, welcher die Aufhebung einer einſchlä⸗] Leider hat die durch die Katechismusfrage und midt's n Ito neue 100 f.-L.| — 6735 ‚br.u.B. Berl. W.-Cred.-G.| — | 5 | — — 
Agen mende der Beis Regierung betrifft, geftelt, — Ab Meibauer je 1 dufte 5 Ai Kelterei G lee C In ber ee ne 
ür fein Amendement; es handle ſich bier wieder um einen eclatanten Fall] zeug 8 für B 3 8 8 95 I Russ.-engl.. Anleihe . 5 (0% E. Coburg. Credit A | 3 | 4 1 eiw. bz.u.B. 
des Eingriffs der Verwaltungsbehörden in die Seldſtändigkeit der Gemein- Die Kundgebungen für Baurſchmidt waren ſchon am geſtrigen Nach] aito 5. Anleihe ....| 5 80 Darmst. Zettel-B.| 6 4 100 B. 
den; die Verweiſung auf den zweifelhaften Rechtsweg jei unzureichend; ähn⸗ mittage von Kundgebungen entgegengeſetzter Art gegen die Gonfiftorial: | e poln. Sch-Obı.| 4 183% 8. Darmst.Credb.A.| 4 4.86 . 
lich äußert ſich ein folgender Redner (Fraction Bockum⸗Dolffs), der durch räthe Niemann und Uhlborn begleitet. Abends verſuchte eine übelbe— dito AUT. 4 800 Fi. 4 18715 br. Dise-Cm-Anthl. | 6 | 4 193.2.96 vg, 
a RR 14 6 5 rathene Menge der Mißſtimmung wider dieſe beiden Herren vor den] Fe 4 300 EI. 5 1942 b. ee 

. : ; : a 200 Fl. | — — nk 
fügung des Landraths gerechtfertigt ſei, und ſucht unter fteigender Unaufe| Wohnungen derſelben einen erneuerten gefteigerten Ausdruck zu geben. | an nom . — 85% bz. une 10 1 l 6 
mertſamkeit des Hauſes die Nothwendigkeit der betreffenden Anlagen (Back Polizeidiener, Gendarmen und Militärabtheilungen ſchützten das vor B AD Thlr. .... 17 101 br. Hannov. „ 40% 4 100 5 
ofen und Wegnahme eines Rauchmantels, Theilung eines dadurch vergrößer⸗ dem Bahnhofsthore liegende Haus Niemanns, zerſtreuten die Menge Fe Leer Bi a Lore. n 
e . Haufe di. San der in e e 7 
? s run ner e i itterun g nahm allmählich einen be: 1861 F. 155 KA — | 5 II bz. 

er Miniſter des Innern: Die Verfügung des Landraths könne nicht nern ta ie gegenzeitige Einitter i 5 baren Minerva Bgwk. 825 
mehr aufgegeben werden, wie der Vorrtbnek pilſche, weil die Recurgfriften | denklichen Charakter an, und auf beiden Seiten find zahlreiche zum] Aach. Masteicht 35 % br. 1 5A Kl 
7 5 abgelaufen jeien; das Verfahren des Landraths ſei in den oberen] Theil erhebliche Verwundungen zu beklagen. Fenſter, Laternen u. ſ. w. a Sehn Ban Ven As 4111201; B. 
Inſtanzen bereits gemißbilligt, aber weiter ſei nichts zu thun. Es könne find in zahlloſer Menge zerſtoͤrt. Die k. Polizeidirektion und der Stadt: | Berka. Kuhalter 8 4 130% b. Thüringer Bank 2 4 004% stm. ba. 
nicht im Intereſſe des Hauſes liegen, der Regierung eine Petition zur Be⸗ magiſtrat hab heute M Bekannt agen zur Worb Berlin-Hamburg. | 6. | 4 119½ bz.u.G. Wemag Bank, 4 484 Bw. 5. 
rückſichtigung zu überweiſen, der eine Berückſichtigung in keiner Weiſe zu giſtra en beute Morgen Bekanntmachungen zu orveugung nen Patel Mea“ u 4 [209 br. 
Theil werden könne. — Der Schluß wird n mu angenommen. 3 etwaiger Wiederbolungen der geftrigen Ausſchreitungen erlaffen. 8 Ki 1 177 1 Wechsel - Course. 

Cöln-Mindener . 11212 31,179 4 177 tz 


Ref. Abg. Cetto, unter Bezugnahme auf den ausführlichen Commiſſions⸗ 
Bericht und Betonung der principiellen Bedeutung der Sache für die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Gemeinden, für den Antrag der Commiſſion auf Tagesord⸗ 
nung. — Bei der folgenden Abſtimmung wird diefer Antrag mit ſchwacher 
1 angenommen. x 

eber die folgenden Petitionen der ſtädtiſchen Behörden aus Thorn und 


Franz. St.-Eisenb,| 655 
Ludw.-Bexbach .| 8 | 4 |1351, bz 
Magd.-Halberst. , 224% 4 1320 B. 
Magd.-Wittenbrg.] 1½ 4 43 B. 


Mainz.-Ludw. A. 125 bz. u. G. 
59½% 458 ½ 450 bz. 
4 B. 


Breslau, 11. Aug. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Ohlauer⸗Stadl⸗ 
graben 17/18 zwei Paar ſchwarze Tuchhoſen, ein Paar wenig getragene 
Schlafſchuh von ſchwarzem Sammet und ein paar wollene Srauenfträmpfe, 
Tauenzienplatz 9 ein kattuner Frauenrock; auf dem Neumarlte eine Radwer; 


7 
Nicolaiſtraße 53 eine große, im Innern verzinnte Blechſchüſſel; Oblauer: | Mecklenburger. 2% 


4 

4 
Münster-Hammer| 4497 

4 

4 

4 


Paderborn, betreffend die Regulirung der Cinquartierungslaft und Servis⸗ ſtraße 61 ſechs Stück weiße Oberhemden, ein braun, weiß und roth karrirter] Neisse-Brieger ..| 3% 4 ( bz. 

entſchädigung im Wege der Gesetzgebung, berichtet bg. Schneider (Wanz⸗ Ueberzug Züͤchen und eine roth und weiß geſtreifte Deckbettzuche. Niederschles.....| 4 4 [99 be. 0 N 

leben) mündlich der Commiſſtons Antrag — Ueberweiſung an die Regie. _ Verloren wurden: Ein Gefindes-Dienftbuh mit 3 Atteſten auf den Namen Lorch cke. 63 4 (404 b. Pete. W. 0s be 3 l 9744 ba 
rung zur baldigen Abhilfe mit Bezug auf den vor einigen Wochen gefaßten „Erneſtine Breslin“ lautend; ein hellbrauner Weinrebenſtock mit Elfen] Vat Peter J au ee 100 Kr g 
gleichartigen Beſchluß des Hauſes — wird ohne Diskuſſion mit großer Ma⸗ beinkrücke. Oberschles. A. . 72413441155 ba u. a. Bremen . . .... . 18 L. 100 % 6. 


[Mortalität. Im Laufe der verfloſſenen Woche ſind excl. 2 todtgeborner 
Kinder, 52 männliche und 37 weibliche, zuſammen 89 Perſonen als geſtor⸗ 
ben polizeilich gemeldet worden. — Hiervon ſtarben: Im Allgemeinen 
Kranken⸗Hoſpital 9, im Hoſpital der barmherzigen Brüder —, im Hoſpital 
der Eliſabetinerinnen 2, im er der Diakoniſſinnen (Bethanien) — und 
in der Gefangenen⸗Kranken⸗Anſtalt — Perſonen. 5 

W dan Im Laufe letztverfloſſener Woche ſind hierorts 10 Per⸗ 
ſonen durch Polizei⸗Beamte wegen Bettelns aufgegriffen und zur Haft 
gebracht worden. } 

Angekommen: Se. Durchl. Fürſt Hatzfeldt nebſt Dienerſchaft, aus 
Schloß Trachenberg; Se. Excellenz Wirkl. Geh. Staatsrath v. Bibikoff 
und Diener, aus Petersburg; Gen.⸗Major und Commandeur der 24. Inf. 
Brigade, v. Othegraven, und Dienerſchaft, aus Neiſſe. (Pol.⸗Bl. 


Breslauer Sternwarte. 


II. Aug. 10 U. Abds. 27 7,47 | +11,0 W. 2. Trübe. 
12. Aug. 6 U. Morg.] 27 8,00 | +10,4 W. 2. Uebermöltt. 


jorität angenommen. 
Den Schluß der Tagesordnung bildet der vierte Petitionsbericht der Ge⸗ 
meinde⸗Commiſſion. Derſelbe wird, nachdem der Regierungs⸗Commiſſar ſich 
mit Ueberweiſung zweier Petitionen (der Stadt Beuthen, wegen ſelbſtſtändiger 
Normirung des Gehaltes ihres Sparkaſſen⸗Rendanten, und des Käthners 
Schidlitzke zu Langenau, wegen einer ungerechten Localſteuer in Mühlbanz) 
an die Regierung zur Berückſichtigung einverſtanden erklärt, ohne jegliche 
Debatte nach den Anträgen der Commiſſion erledigt. Nur als der 
Präſident bei der Petition einiger Gewerke zu Bütow, betreffend die Auf⸗ 
en pf offentlichen Stimmgebung und der Dreiklaſſenwahl bei den ſtädti⸗ 
en Wahlen, aus dem Schweigen der Verſammlung conſtatiren will, die 
eberweiſung derſelben an die nn zur Berüdfichtigung ſei nun einſtim⸗ 
mig erfolgt, proteſtiren dagegen die Abgg. v. Mallinckrodt, Plaßmann, 
e Veri ufſtehen, Graf Bethuſy⸗Huc durch einige Worte gegen das 
ganze Verfahren. 
„Die Tagesordnung iſt ge = die Sitzung ſchließt um 2%, Uhr. Nächſte 
Sauna am Mittwoch 9 Uhr. Tagesordnung: der Budgetbericht über die 
Juſtizverwaltung, Petitionsberichte. 
bg, v. Rönne (Solingen) klagt ſchließlich über Zugluft im Saale, 
Abg. v. Vincke über mangelhafte Beleuchtung. Beides wird der neuen Con⸗ 
ction der Lichtdurchläſſe zur Laſt gelegt. Der Präſident verſpricht mög: 
ichſte Beachtung der ausgeſprochenen Wünſche. 


Berlin, 11. Aug. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben aller: 


r 24% Thlr. 
Br., 24 Thlr. Gld. — Erbſen, Koch⸗ und Butter ee de 


Leinöl loco 14 Thlr. — Spiritus loco ohne Faß 19% —Y Thlr. 


bez. r. Br. 
Septbr.⸗Oktbr. 194 — 4 —7½ Thlr. bez., Br. und Gld., Oktör.⸗Kovbr. 18% 
7 Thlr. bez., Br. und Gh, Dtäber allein 19% Thlr. bez., Novbt⸗ 


Waſſerſtand. 
Breslau, 12. Aug. Oberpegel: 13 F. — 3. Unterpegel: 1 F. — 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 11. Aug., Nachm. 3 Uhr. Die italieniſchen Nachrichten drückten 
erneut die Courſe. Die Rente eröffnete zu 68, 70, bob ſich auf 68, 75 und 
ſchloß ſehr matt zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% einge: 
troffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 65. 4 proz. Rente 98, —. 
Zproz. Spanier 47%. Iproz. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 480. Credit⸗mobilier⸗Attien 837. Lomb. Eiſen. 
bahn⸗Aktien 600. Oeſterreich. Credit⸗Aktien — 

London, 11. August, Nachm 3 Uhr. Silber 614 — 4. Conſols 93%. 
Iproz. Spanier 44%. Mexikaner 28. Sardinier 83. Sproz. Ruſſen 96. 
Neue Ruſſen 92%, ; a 

Wien, II. August, Mitt. 12 Uhr 30 Min, Börſe flau. 5proz. 
Metall. 70, 75. 44 proz. Metall. 62, —. Bank-⸗Aktien 780. Nordbahn 
195, 20. 1854er Zooje 90, 50. National⸗Anleihe 81, 80. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 248, 50 Creditaktien 209, —- London 130, 50. Hamburg 
97, 50 Paris 51, 70. Gold —, —. Silber ,-. Boͤhmiſche Weitbahn 
us 2 Lombardiſche Eiſenbahn 284, —. Neue Looſe 130, 10, 1860er 

ooſe 90, —. 

Frankfurt a. M., 11. Auguft, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Anfangs ſehr 
flau, dann raſcher Aufſchwung. Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 13570. Wiener Wechſel 907. Darm: 
ſtädter Bankaktien 214%, Darmſtädter Zettelbank 249. 5proz. Metalliques 


ronen⸗Orden vierter Klaſſe zu verleihen; und den ordentlichen Profeſſor an 
der Univerſität Kiel, Dr. K. W. Nitzſch, zum ordentlichen Profeſſor in der 
hiloſophiſchen Fakultät der Univerfität in Königsberg zu ernennen; ſowie 
dem Provinzial⸗Steuer⸗Secretär Ruſt in Köln den Charakter als Rechnungs⸗ 
Rath zu verleihen. 

Der königliche Kreisbaumeiſter Zölffel zu Wohlau iſt zum königlichen 
Bau⸗Inſpector ernannt und demſelben die Wege⸗Bau⸗Inſpector⸗Stelle zu 
Reichenbach verliehen worden. (St.⸗Anz.) 

Berlin, 11. Aug. Se. Maj. der König fuhren heut mit dem 
8⸗Uhr⸗Zuge von Potsdam ab, und verließen den Zug am Kirchhofe 
von Schöneberg, um zu Pferde zu ſteigen und dem Exerzieren der 
Garde⸗Kavallerie unter dem General⸗Lieut. v. Mutius beizuwohnen. — 
Se. Majeſtät empfingen um 1 Uhr den portugieſiſchen Geſandten und 
den Staatsminiſter Grafen v. Bernſtorff, vor Tafel den Oberpräſiden⸗ 
ten der Rheinprovinz v. Pommer⸗Eſche. — Um 4 Uhr fand bei Sr. 


87 Sgr. — Roggen wre pr. Bipjb, 5456-58-60 Sgr. — Gerſte 


Majeftät ein militäriſches Diner ſtatt, zu welchem die Generale, Regi⸗ 534. 4 proz. Metall. 46 1854er Looſe 70. Oeſterreich. National: 
ments⸗Commandeure und Stabs⸗Offtziere der Garde-Kavallerie Einla⸗ Anleihe 6. aer ran Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 5 Oeſterr. Bank⸗ Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
dungen erhalten hatten. : Antbeile 703. Oeſterr. Credit⸗Aktien 190. Neueſte öfterr, Anleihe 70 J.] Weißer Weizen TED ebene ram 
Se. Majeftät der König werden Allerhöchſtſich morgen Nachmittag zen rent 117%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 31%. Mainz⸗Ludwigs hafen] Gelber A8 2 —— 8 8 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
2 2 = . . ar stets — — 2 0 5 
3 Uhr mittelft Extrazuges von hier nach Frankfurt a. O. zur Beſich⸗ amburg, II. August, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Die Borse ſchloß feſt. . Kerr 8 = a 
tigung der dort zur Uebung zuſammengezogenen 5. Divifion begeben Schluß⸗Courſe: National-Anl, 3. Oeſterr. Credit⸗Attien 80, Vereins- Gerſte .. 40—42—45 Winter⸗Rübſen 206—221—233 
und am felben Tage die Reife über Kreuz nach Stargard in Pom⸗ bank 101 Nordd. Want 98 Rheiniſche BY. Nordbahn 3%. Dis⸗ Hafer 242730 Sommer⸗Rübſen. . 190—195— 210 


Hafer h 
Kleeſaat ohne Geſchäft, rothe 8-1O—11Y—14 Thlr., weiße 9 bis 
1111416 Thlr., neue 14—17% Thlr., hochf. ungefähr bis 19 Thlr. 
artöffeln pr. Sack & 150 Pfd. netto 20—23 Sgr., Metze 114 Sgr. 
Vor der Börſe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 13% Thlr., Termine 13%—13% Thlr. — 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr. Br., Termine 
18 Thlr., Wintermonate 17% —17 Thlr. ! 


— —— — — un nn nl 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein (in Vertretun R. Schlehan) in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. rich) in Breslau. 


conto —. Wien —. Petersburg —. 

Hamburg, II. Auguſt [Getreidemarkt.] Weizen loco feſter ge⸗ 
halten, ab auswärts ſehr ſtille. Roggen deo flau, ab Königsberg Auguft 
81 bezahlt. Oel pr. Oktbr. 28%, pr. Mai 28. Kaffee feſt, 1500 Sack 
Santos, 1000 Sack diverſe umgeſetzt; auch ſollen zwei ſchwimmende Ladun⸗ 
gen Santos verkauft fein. Zink 4000 Ctr. Sept.⸗Olt. 114%. 

0 Dem: 11, Auguſt. [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſatz. — 
reife feſt. 

London, II. Auguft, Getreidemarkt (Schluß bericht. Engliſcher 
Weizen wurde auf höchſte Freitagspreiſe gehalten, in fremdem Weizen 


mern fortſetzen, in Stargard Nachtquartier nehmen und am Mittwoch 
Vormittag daſelbſt und in Stettin Truppen der 3. Diviſton beſichtigen 
und demnächſt am Mittwoch Nachmittag 45 Uhr auf der Stettiner 
Bahn bier wieder eintreffen. Am Donnerſtag Nachmittag 43 Uhr 
werden Se. Majeftät Allerhöchſtſich mittelſt Extrazugs nach Burg be⸗ 
geben, dort ebenfalls Truppen beſichtigen und hierauf mittelſt Schnell⸗ 
zugs an demſelben Tage Abends zurückkehren. 

Aus Karlsruhe wird uns unter dem 8. Auguſt berichtet: Ihre 


